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Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) hat die seit rund 2 Monatenlaufenden
Tarifverhandlungen mit der Deutschen Bahn AG abgebrochenund für den kommenden Montag (10.
Dezember 2018) mit Warnstreiks gedroht. Der Staatskonzern hatte zuletzt drei Tage parallele
Verhandlungen mit der EVG und der Gewerkschaft deutscher Lokomotivführer (GdL) geführt. Wie
kam es zu dem Abbruch?

Hintergrund und Forderungen

Dass nun ausgerechnet die EVG mit Warnstreiks droht, überrascht zunächst. Im letzten Jahrzehnt
standen Streiks und massive Auseinandersetzungen meist nur in Verbindung mit der GdL, zuletzt
2015. Die GdL vertagte diesmal die Verhandlungen auf kommenden Dienstag, während die EVG den
Warnstreik wählt. Das hat vermutlich mehrere Gründe.

Zunächst einmal erfüllt der Vorschlag der DB, vertreten durch Personalvorstand Martin Seiler
(Bahnmanagement), nicht die Vorstellungen der Gewerkschaft. EVG und GdL fordern 7,5 % mehr
Lohnüber die nächsten zwei Jahre, demgegenüber bietet der Konzern zwei Lohnerhöhungen von 2,6
% und 2,5 % über die nächsten 29 Monate. Laut der stellvertretenden EVG-Vorsitzenden Regina
Rusch-Ziemba sinddas 1 % zu wenig (Frankfurter Rundschau). 2,6 % plus 2,5 % ergibtaber 5,1 % –
scheinbar ist die EVG zu Abstrichen bereit. Daneben hat die EVG einen Forderungskatalog
vorgelegt, der u. a. die Ausweitung des Wahlmodells (KollegInnen entscheiden, ob sie mehr
Geldoder mehr Urlaub haben wollen), Bonuszahlungen, 150 Euro mehr für Azubis und Forderungen
zur Digitalisierung beinhaltet.

Mit dem Warnstreik hat die EVG nichts zu verlieren. Möglich ist, dass die Bahn noch einen Schritt
auf die Forderungen zugehen und dieser Vorschlag dann angenommen wird. Dadurch könnte die
EVG-Bürokratie ihr Profil gegenüber der „Konkurrenz“ durch die GdL schärfen. Während die GdL
(Vertretung für rund 36.000 MitarbeiterInnen, vor allem LokführerInnen und Zugbegleitdienst) in
den letzten durch Streiks als kämpferisch wahrgenommen wurde, beschäftigte sich die EVG
(Vertretung für rund 160.000 MitarbeiterInnen) vor allem damit, gegen die GdL zu hetzen. Die EVG
wird unter der Belegschaft oft als verlängerter Arm des Vorstandes wahrgenommen, der die Folgen
der Bahnreform, wenn auch wortkritisch, mitverwaltet. Damit haben die ArbeiterInnen durchaus
Recht, denn wie jede ArbeiterInnenbürokratie dient auch die der EVG der Kontrolle und Befriedung
des Proletariats. Gleichzeitig bedarf diese Befriedung aber nicht nur der Mitarbeit in der
Konzernführung, der Belegschaft muss auch eine scheinbare Bereitschaft zum Kampf signalisiert
werden, insbesondere wegen der„Konkurrenz“ zur GdL. Dies kann eine weitere Motivation hinter
der aktuellen Streikankündigung sein.

Kampfperspektive

Um der Spaltung der EisenbahnerInnen zwischen GdL und EVG entgegenzuwirken und die Kontrolle
über den Arbeitkampf in die Hände der ArbeiterInnen zu legen, müssen Vollversammlungen vor und
besonders nach dem Warnstreik gefordert werden. Die GdL muss zur Beteiligung an diesen und an
den Kampfmaßnahmen aufgefordert werden. Die KollegInnen müssen auf den Vollversammlungen
selbst darüber abstimmen, welche Forderungen und Führung sie dem Arbeitskampf geben wollen.
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Es darf keine Verhandlungsergebnisse, keinen Abbruch und kein Aussetzen von Aktionen ohne
vorherige Zustimmung der Belegschaft geben. Im Zuge dessen sollte zudem eine maximale Laufzeit
des Tarifvertrages von 1 Jahr gefordert werden, da so die Friedenspflicht verkürzt und die Aktivität
erhöht wird. Außerdem kann so schneller auf Preissteigerungen, Inflation etc. reagiert werden.

Die EVG wird nicht nur die bei DB Fernverkehr oder DB Regio beschäftigten Zugpersonale und
InstandhalterInnen zum Streik aufrufen. Auch die FahrdienstleiterInnen und DisponentInnen der DB
Netz AG werden mobilisiert, welche den Zugverkehr insgesamt steuern und deren Zustimmung für
jede Fahrt erforderlich ist. Damit wird der Streik auch die Eisenbahnverkehrsunternehmen treffen,
die nicht zur DB AG gehören. Dementsprechend erhöht sich dadurch der Druck auf den Konzern.

Der Warnstreik selbst wird nur über wenige Stunden andauern. Der Fahrplan wird dadurch jedoch
noch bis zum nächsten Tag in Unordnung gebracht.

DerArbeitskampf der EisenbahnerInnen verdient Solidarität und Unterstützung. Ziel des
Warnstreiks und potentieller Streiks muss sein, dass die Forderungen von GdL und EVG voll
umgesetzt werden. Das heißt 7,5 % mehr Lohn und nicht 5,1 %! Wenn es zu Streiks kommt, werden
Konzernspitze, bürgerliche PolitikerInnen sowie Springer-Presse und Co. sofort die betroffenen
Fahrgäste gegen die Beschäftigten aufhetzen. Dem müssen sich die EVG, aber auch der DGB durch
breite Aufklärung entgegenstellen. Kämpferische Mitglieder von Linkspartei und SPD müssen
fordern, dass sich ihre Parteien mit den Streikenden solidarisieren und vor den Karren der
UnternehmerInnenhetze spannen lassen. Aufklärung und Solidarisierung sind notwendig, um die
Forderungen der Gewerkschaften zu verteidigen – nicht nur, weil sie wie allen anderen
Lohnabhängigen von steigenden Lebenshaltungskosten betroffen sind.

Der Beruf der BetriebseisenbahnerInnen ist auch mit einem hohen Maß an Verantwortung
verbunden. Sie sollen und wollen Fahrgäste und Güter sicher und pünktlich transportieren – trotz
eines massiven Personalmangels von über 5.000 Stellen (mit Überstunden, Schichtwechseln usw. als
Folge), schadhafter Infrastruktur, Störungen und mangelhafter Fahrzeuge. Sie tragen neben den
Reisenden in erster Linie die negativen Folgen der Bahnreform. Deswegen muss eine solche
Aufklärung auch die Bahnreform anprangern und die entschädigungslose Rückverstaatlichung der
gesamten Branche in Verbindung mit einer demokratischen ArbeiterInnenkontrolle fordern. (Siehe
dazu: Deutsche Bahn – Unpünktlichkeit und Bahnreform)

Um dies zu erreichen, ist auch der Kampf für eine Neuorganisierung der Gewerkschaften EVG, GdL,
verdi und Co. auf antibürokratischer, klassenkämpferischer, basisdemokratischer Grundlage
erforderlich. Ziel muss eine Gewerkschaft Transport/Logistik sein, die auch LKW-FahrerInnen oder
Amazon-Beschäftigte umfasst. Solch eine Gewerkschaft, kontrolliert von den Beschäftigten, könnte
ein Garant gegen den Streikbruch sein und sich als Vorkämpferin für eine Neuorganisierung des
Verkehrswesens nach einem gesamtgesellschaftlichen, demokratischen Plan erweisen, die auch
gänzlich im Interesse der Fahrgäste wäre.
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